
Föderalismus-Kommission

Durchbruch für die "Schuldenbremse"
Bremer Regierungserklärung zu Finanzhilfen

Die angekündigten Zinshilfen in Höhe von 300 Millionen Euro jährlich
bedeuteten für Bremen eine große Hilfe durch die bundesstaatliche
Gemeinschaft. So kommentierte Bremens Bürgermeister Böhrnsen am
18. Februar 2009 in seiner Regierungserklärung vor der Bürgerschaft die
Ergebnisse der Föderalismus-Kommission. Danach soll Bremen zwischen
2011 und 2019 insgesamt 2,7 Milliarden Euro an Zinshilfen erhalten, um im
Jahr 2020 einen schuldenfreien Haushalt aufstellen zu können.

Wenn das Ganze ein Wunschkonzert gewesen wäre, dann hätte er sich
mehr gewünscht, so Böhrnsen in seiner Regierungserklärung. Aber die
Konsolidierungshilfen von 300 Millionen Euro pro Jahr seien ein wichtiger
Baustein für das finanzielle Fundament der Selbstständigkeit Bremens.
Mit Blick auf die anstehenden Bundestagswahlen meinte Böhrnsen, dass Bremen keinen Steuersenkungen zu Lasten
des Landes zustimmen könne. Die Finanzierung von Steuersenkungen durch neue Schulden sei künftig verwehrt.
Insofern sei die vereinbarte Schuldengrenze auch als Steuersenkungsgrenze anzusehen.

Zinshilfen für arme Länder bewilligt

Die Hoffnungen von Bremens Bürgermeister, Jens Böhrnsen (SPD), gingen
am 12. Februar 2009 in Erfüllung: Die 32-köpfige Föderalismus-Kommission
stimmt den Finanzhilfen für die armen Länder zu. Danach soll Bremen
zwischen 2011 und 2019 jährlich rund 300 Millionen Euro erhalten.
Weiterhin sind Konsolidierungshilfen für die anderen armen Bundesländer
Saarland (260 Millionen), Berlin, Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt je
80 Millionen Euro vorgesehen. Die letzten technischen Details sollen im
März geklärt werden. Die insgesamt 7,1 Milliarden Euro werden den Plänen

zufolge je zur Hälfte von Bund und Ländern finanziert.

Bremens Bürgermeister bezeichnet die Einigung in der Föderalismusreform als "ein starkes Stück Solidarität". Zwar
habe man im Senat auf einen höheren Betrag gehofft. Ein besseres Ergebnis sei aber nicht zu erreichen gewesen. Nun
wird Bremen bis 2020 erhebliche Einsparungen leisten müssen. Diese Herausforderung werde der Senat annehmen, so
Böhrnsen. Gleichzeitig wird Bremen strenge Auflagen einhalten müssen, um die Finanzhilfen zu bekommen. Wie diese
Auflagen aussehen sei aber noch nicht entschieden. Bremens Bürgermeister kündigt außerdem an, die Klage vor dem
Verfassungsgericht zurückzuziehen, sobald Bundestag und Bundesrat die Finanzhilfen beschlossen hätten. Wenn man
Hilfe von anderen bekomme, dann könne man sie nicht gleichzeitig beklagen, so Böhrnsen.

Grundlegend geeinigt

Die Föderalismus-Kommission sei sich zwar schon in der letzten Sitzung am 5. Februar deutlich näher gekommen, aber
Details der Finanzierung seien noch strittig. In der kommenden Woche sollen schon Gesetzesformulierungen vorliegen.
Im Grundsatz habe man sich darauf verständigt, spätestens im Jahr 2020 in der Regel keine neuen Schulden mehr zu
machen. Das teilte der Kommissionsvorsitzende Peter Struck (SPD) nach achtstündigen Verhandlungen als
Zwischenstand mit. Mit der "Schuldenbremse" will der Bund angesichts der hohen Staatsschulden die Neuverschuldung
begrenzen. Ausnahmen soll es nur bei Katastrophen oder bei Wirtschaftskrisen geben. Für die Schuldenregelung, die
bis Anfang Juli 2009 umgesetzt werden soll, sind wegen der erforderlichen Grundgesetzänderung sowohl im Bundestag
als auch im Bundesrat Zweidrittelmehrheiten erforderlich.
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Zwischen 2011 und 2019 soll Bremen jährlich
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In der Julius-Leber-Kaserne in Berlin-Tegel beriet die Föderalismus-Kommission, wie Bund und
Länder ihre Finanzbeziehungen neu regeln werden.

"Starkes Zeichen der Solidarität"

Bremens Bürgermeister Jens Böhrnsen (SPD) sieht im Einlenken Bayerns bei der Unterstützung ärmerer Länder in der
Föderalismus-Kommission II ein "starkes Zeichen der Solidarität". Die die Kommission habe eingesehen, dass Bremen
eine finanzielle Unterstützung brauche. Nach dem neuen Vorschlag könnte der Stadtstaat jährlich rund 300 Millionen
Euro erhalten und zwar neun Jahre lang. Das sind zwei Jahre mehr und insgesamt rund 100 Millionen Euro zusätzlich
für Bremen im Vergleich zu dem Vorschlag der beiden Kommissions-Vorsitzenden Struck und Oettinger. "Bremen
werde aber weiter sparen müssen", betonte Böhrnsen. "Wer eine Hilfe in dieser Größenordnung erhalte, der dürfe nicht
mehr ausgeben als die Länder die Bremen unterstützen," sagte Böhrnsen in einem Radio-Bremen-Interview:

Erste politische Reaktionen aus Bremen

Der Chef der Bremer CDU, Thomas Röwekamp, ist erleichtert, dass die
Föderalismus-Kommission sich auf ein Zwischenergebnis einigen konnte.
Trotzdem stehe Bremen ein schwerer Weg bevor, sagte Röwekamp. "Das
Geld ist kein Geschenk. Bremen muss sich in den kommenden Jahren sehr
stark anstrengen. Das geht nur, wenn der Senat endlich seine
Spendierhosen auszieht", sagte Röwekamp. Die in Aussicht gestellten 300
Millionen Euro jährlich seien zwar immerhin die Hälfte der Zinslast. Den Rest
muss Bremen aber selber einsparen.

Etwas pessimistischer schätzt Herman Kuhn, finanzpolitischer Sprecher der Bremer Grünen, das Ergebnis ein. "Das
Geld reicht nicht, um das gesetzte Ziel 'keine Neuverschuldung ab 2020' zu erreichen. Bremen steht unter großem
Druck", so Kuhn. In eine ähnliche Richtung geht die Reaktion der Bremer FDP. Deren Fraktionsvorsitzende Uwe
Woltemath sagte, das Ergebnis sei zwar positiv, aber das Geld reiche trotzdem nicht: "Um Einsparungen und
Privatisierungen kommen wir nicht herum".
Der Abgeordnete der Linken Klaus-Rainer Rupp sieht Bremen sogar "handlungsunfähig", durch das Verbot der
Neuverschuldung.

Härterer Sparkurs befürchtet

300 Millionen Euro jährlich bedeuten eine gewisse Entlastung für Bremen - aber auch einen noch härteren Sparkurs,
sagt der Geschäftsführer der Handelskammer Matthias Fonger. Wichtig sei jetzt, weiter in Arbeitsplätze zu investieren.
Nur so könnten die Sozialausgaben gesenkt werden. Langfristig fordert die Handelskammer eine grundlegende
Neuordnung des föderalen Finanzsystems. So müssten die Pendler ihre Steuern wieder dort bezahlen, wo sie arbeiten
und nicht am Wohnort.

"Zum Leben zu wenig, zum Sterben zu viel“, kommentiert der
Wirschaftswissenschaftler Rudolf Hickel das Ergebnis. Die Hilfen von
insgesamt 2,7 Milliarden Euro sähen nur auf den ersten Blick opulent aus.
Muss Bremen seine Neuverschuldung bis 2020 fast auf Null zurückfahren,
verstecke sich dahinter ein brutaler Spardruck, so Hickel. Ab 2020 sieht er
die Grundversorgung erheblich gefährdet, sowohl im sozialen Bereich als
auch im Öffentlichen Dienst, in der Kultur und an den Universitäten.
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